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Zug braucht dringend einen Wertewandel

STANDPUNKT

Susanne Giger,
Gemeinderätin SP

Das hätten wir uns nicht träu-
men lassen, dass es mit dem

Wandel in den USA so schnell unser
Bankgeheimnis treffen würde. Nun,
von Barack Obamas Austrahlung
und Kompetenz haben wir uns viel
für sein Land und den Rest der Welt
erhofft.

Das Scheitern des neoliberalen Sys-
tems verlangt nun zwingend nach
einem deutlichen Wertewandel. Weil
dieser auch schmerzhaft und müh-
sam sein kann, versucht man aber,
mit den Methoden von gestern das
Morgen zu gestalten! Dabei bräuch-
ten wir viel mehr als Konjunkturpa-
kete und Finanzspritzen, die nicht
greifen können, weil das notwendige
Vertrauen verspielt ist. Das neolibe-
rale System hat in den vergangenen

Jahren den sozialen Frieden in fahrläs-
siger Weise beschädigt.

Es ist zu befürchten, dass eine Viel-
zahl von Arbeitnehmenden unschuldi-
gerweise Opfer des Scheiterns werden
oder wahrscheinlich schon sind. Treffen
kann es jeden. Es ist zu hoffen, dass wir
uns in konstruktiver Weise wehren kön-
nen. Wir brauchen mehr Gerechtigkeit,
als uns die immer noch marktgläubige
Gesellschaft anzubieten hat. Kreative
Lösungen sind das Gebot der Stunde.

Einen Ansatz dazu bietet das «bedin-
gungslose Grundeinkommen»: das
heisst, ein Bürgergeld für jeden Ein-
wohner von der Wiege bis zur Bahre,
das nicht an Erwerbsarbeit gekoppelt
ist. Es würde viel Druck von den Men-
schen genommen, und Krankheiten

wie Depressionen, Burn-out usw. wür-
den massiv abnehmen. Wir hätten
deutlich mehr Zeit für die Dinge, die
uns am Herzen liegen. Mehr Zeit für
unsere Kinder und unsere Eltern zum
Beispiel! Mehr Zeit für Kunst und Kul-
tur! Wir kämen einer «fortschrittlichen
Gesellschaft» ein Stück näher und uns
selbst vermutlich auch.

Das ist keine Utopie, setzt aber eine
radikale Steuerreform und ein positi-
ves Menschenbild voraus. Trotz
Grundeinkommen würden alle weiter-
arbeiten, aber einfach anders und bes-
ser. Finanzieren liesse sich dieser zu-
kunftstaugliche Gesellschaftsvertrag
auf jeden Fall. Über das Wie lässt sich
aber vorzüglich diskutieren. Die Idee
eines Grundeinkommens ist nicht
neu, käme aber jetzt zu richtigen Zeit

und gibt uns Anlass, einmal anders
zu denken, eben weil «unser Kopf
rund ist und das Denken durchaus
die Richtung ändern kann» (frei
nach Picabia!). Unser Kanton könnte

ein Pilotprojekt starten und feder-
führend sein in dieser Sache, haben
wir doch seit Jahrzehnten grosse Er-
fahrung mit so genannt «kreativen
Steuerlösungen»! Ja, ich glaube wir
könnten das!

«Hingehen und
selbst erleben»
Leserbrief zum Artikel «Bald wird hier
wieder aufgetischt» vom 8. März.

In der Ausgabe vom 8. März 2009
der «Zentralschweiz am Sonntag»,
Seite 25 (Zug) wird geschrieben:

«Es gibt zwar einige italienische Restau-
rants, aber keines mit der Atmosphäre
gleich am See.» Hier ist das neue
Restaurant Puccini in der Vorstadt 26 in
Zug gemeint.

Diese Aussage stimmt einfach nicht.
Die Restaurants mit italienischem Kon-
zept, das «San Marco» und das «Liguria»
(Ligurische Fischküche), liegen ganz
direkt am Zugersee und nicht wie das
«Puccini» durch eine Strasse vom See
getrennt. Ebenso nahe am See findet
der Gast das «Domus» mit seiner medi-
terranen Küche.

Mein Fazit: Hingehen und einmal alle
Restaurants selbst erleben.

MICHAEL HOSTMANN,

KOMPETENZ-ZENTRUM FÜR DAS

GASTGEWERBE UND DIE HOTELLER IE AG,

KR I ENS

Die Möglichkeiten
ausschöpfen

Nach den letzten Gewalttaten, die
sich im Kanton Zug, meist von
jugendlichen Gewalttätern, ereig-

net haben, frage ich Sie, Alex Briner,
Ihres Zeichens Jugendrichter, sowie die
Damen und Herren der Staatsanwalt-
schaft: Wie soll das weitergehen? Da
wird im Einkaufscenter Neustadtpassa-
ge am 14. Februar 2009 eine Person
brutal niedergeschlagen und beraubt.
Anderntags liest man in der Zeitung,
die Person sei befragt und am selben
Morgen wieder freigelassen worden,
weil sie der Polizei ja bereits bestens
bekannt sei. Dieselbe Person, nennen
wir wenigstens die Nationalität, ein
19-jähriger Bosnier, schlägt am 27. Fe-
bruar beim Bahnhof Zug bereits wieder
einem 42-jährigen Schweizer ohne je-
den Grund den Kopf gegen eine Schau-
fensterscheibe, was zu Verletzungen
des unschuldigen Opfers führte. Wie-
derum wurde er kurz verhört und gleich
wieder auf freien Fuss gesetzt.

«Kuschelverhalten hat versagt»
Das ist nur ein Fall von den bald

täglichen Brutalitäten, die sich im Kan-
ton Zug ereignen. Nun frage ich Sie,
Alex Briner, sowie die Damen und
Herren der Staatsanwaltschaft: Wie
würden Sie reagieren, wenn eines Ihrer
Kinder Opfer eines Gewaltdeliktes wer-
den sollte? Für die Bevölkerung ist es
einfach unerträglich, mitansehen zu
müssen, dass immer wieder dieselben
Schläger, meistens aus dem Balkan
stammend, Angst und Schrecken ver-
breiten, sodass sich ein normaler Bür-
ger nachts kaum mehr aus dem Hause
wagt. Warum wird im Kanton Zug nicht
einfach der Spielraum des Gesetzes
ausgeschöpft? Denn die Möglichkeiten
hierzu wären gegeben. Wann sehen Sie,
Alex Briner und die Damen und Herren
der Staatsanwaltschaft, ein, dass das
Kuschelverhalten unserer Gerichte
schon lange versagt hat?

Wenn Jugendliche aus angeblicher
Langeweile zuschlagen, Überfälle bege-
hen usw., warum steckt man diese nicht
einfach in ein Arbeitscamp? Und falls
dies den Richtern nicht bekannt ist:
Solche Arbeitslager gibt es einige in der
Schweiz. Denn nur Personalien feststel-
len und gleich wieder laufen lassen –
damit verschaffen sich die Gerichte
keinen Respekt. HEINZ SENNRICH,

GEMEINDERAT SVP, STE INHAUSEN

Bonsai lässt den Frühling ahnen
Ein Quittenbäumchen steht erst wenige Tage im Freien an einem sonni-
gen Plätzchen und blüht schon bald. Es lässt ahnen: Der Frühling wird
doch noch kommen. LESERBILD ANDRÉ EGLI, ETTISWIL

Prävention statt Drillcamps
Im Artikel «Besser Drillcamps als
rumhängen» macht Herr Siegwart
eine sehr problematische Aussa-

ge: «Es kann etwa helfen, wenn der
grosse Bruder mit einbezogen wird und
sich den jüngeren zur Brust nimmt.»
Gerade Familien aus dem Balkan sind
sehr patriarchalisch und hierarchisch
strukturiert. Oft wird auch die väterli-
che Autorität auf den ältesten Sohn
übertragen. Mir erzählen Schüler, dass
sie den Platz vor dem Computer blitzar-
tig räumen müssen, wenn es der ältere
Bruder so will, sonst gibt es Schläge,
oder dass sie zu Hause bleiben müssen,
wenn der ältere Bruder dagegen ist,
dass sie ausgehen. Es ist das fest
verwurzelte hierarchische Denken in
den Familien, das es für diese Jungen
hier so schwierig macht, sich in unserer
Welt zurechtzufinden. Zu Hause erleb-

ter Druck oder das Gefühl von Macht
werden weitergegeben. Es gibt immer
einen Schwächeren. Vielen fehlt da-
durch das Gefühl für Solidarität, und
obwohl sie hier aufgewachsen sind,
haben leider viele auch keine berufliche
Perspektive. Damit fehlen ihnen das
Selbstvertrauen und das Gefühl für
Eigenverantwortung.

Es wachsen aber weiterhin viele Kin-
der zwischen den Kulturen hier auf,
viele in bildungsfernem Umfeld. Hier
müssen wir ansetzen mit klugen Kon-
zepten zur Früherfassung und Frühför-
derung. Nur ist es merkwürdig, dass
man bei dieser Art von Prävention
sofort von Eingriffen in die familiäre
Hoheit spricht. Wenn aber aus dem
Kind ein Jugendlicher geworden ist, der,
anstatt eine Lehre zu machen, herum-
hängt und andere bedroht, wird mit

grosser Selbstverständlichkeit vom
Staat erwartet, dass er sofort handelt.
Dann kommt es niemandem mehr in
den Sinn zu monieren, dass damit die
Freiheit der Familie tangiert werde. Ich
bin auch dafür, dass wir den Jugend-
lichen mit sinnvollen Projekten und
Konzepten helfen, zu selbstständigen
Mitgliedern unserer Gesellschaft heran-
zuwachsen. Dazu braucht es aber nicht
nur Drillcamps o. ä. Wir müssen auch
den Mut haben, in die Prävention zu
investieren. Die SP hat mehrere Vor-
stösse im Kantonsrat zur Familien- und
Jugendpolitik eingereicht, die eine ge-
zielte Frühförderung zur Verbesserung
der Chancengerechtigkeit verlangen.
Wir warten gespannt auf die Antworten
des Regierungsrates.

BETTINA EGLER, KANTONSRÄT IN SP,

BAAR

Per Garantie zum günstigen Wohnen
Die von der FDP konstruierte
Empörung der Rebells zum
Nichteinzonungsbeschluss des

GGR ist ein reines Ablenkungsmanöver.
Die Bürgerlichen haben in der letzten
GGR-Sitzung das stadteigene Land
beim Schulhaus Gimenen für «reiches
Wohnen» verscherbelt. Damit sollen
noch mehr reiche Leute nach Zug
gelockt werden. Kann es Staatsaufgabe
sein, das wenige stadteigene Land für
solche Zwecke zu verhökern, sodass die
Wohnungspreise noch teurer werden?

Im gleichen Atemzug wird nun den
Alternativen vorgeworfen, gegen den
sozialen Wohnungsbau zu sein. Die SP
und die Alternativen haben sich bei der
Revision der Ortsplanung sehr stark für
das soziale Wohnen engagiert. Beim
Deal Multipack Rebellsland neben dem
Altersheim gegen Einzonung einer
grossen Parzelle unterhalb des Franzis-

kusheimes machten wir nicht mit, weil
die Barmherzigen Brüder überhaupt
keine Garantien vorlegten, dass dort
wirklich günstige Wohnungen gebaut
würden. Laut Bericht des Stadtrates
haben die Eigentümer nur geschrieben,
dass das Grundstück unter anderem
auch für den preiswerten Wohnungs-
bau genutzt werden soll.

Vor einigen Jahren haben die Barm-
herzigen Brüder auf der oberen Lei-
matt, wo sozialer Wohnungsbau mög-
lich gewesen wäre, sechs Wohnblöcke
mit teuren Eigentumswohnungen reali-
siert. Die Firma Küng Treuhand AG aus
Luzern war federführend. Wenn nun
die Kongregation weiteres Bauland ein-
zonen will, fordern die Alternativen
klare Garantien, dass dieses Land wirk-
lich zu 100 Prozent für den sozialen
Wohnungsbau eingesetzt wird. Die Fir-
ma Küng Treuhand als Beraterin der

Brüder ist uns keine genügende Garan-
tin. In zwei Eingaben zur Ortsplanungs-
revision haben sich zudem in den
Jahren 2006 und 2007 insgesamt 288
Oberwiler und Oberwilerinnen aus-
drücklich gegen die Einzonung dieses
Grundstücks ausgesprochen.

Innerhalb der GGR-Debatte hätten
wir von der Bauchefin ein volles Enga-
gement für diese Sache erwartet. Mit
keinem Satz hat sie sich für diese
Umzonung engagiert. Erst in der Zei-
tung hat auch sie sich PR-mässig mit
Rundschlägen gegen die Oberwiler Ge-
meinderäte geäussert. Vor einer allfälli-
gen Umzonung erwarten die Alternati-
ven klare Garantien, dass dieses Land
ausschliesslich für den Bau von günsti-
gen Wohnungen verwendet wird.
STEFAN HODEL UND VRONI STRAUB,

FRAKT ION ALTERNAT IVE /CSP,

OBERWIL

«Rebells schaffen
einen Wert»

Lieber Grosser Gemeinderat
Einerseits klagen gewisse Politi-

ker immer über zu wenige preis-
günstige Wohnungen im Kanton Zug –
die Barmherzigen Brüder möchten wei-
tere preisgünstige Wohnungen in Ober-
wil bauen! Andererseits klagen Politiker
(und natürlich auch andere Leute) im-
mer wieder, die Kinder bewegten sich
zu wenig. Spielen zu viel Gameboy,
Playstation oder PC-Spiele – die Ober-
wil Rebells machen etwas dagegen. Sie
geben Kindern, Jugendlichen und Er-
wachsenen eine Möglichkeit. Eine
Möglichkeit, sich sportlich zu bewegen,
den sozialen Kontakt und ebenfalls den
sozialen Umgang untereinander zu för-
dern. Aber das ist anscheinend nichts
wert.

Bezug nehmend auf den Zeitungsbe-
richt der Neuen ZZ vom Donnerstag,
12. März, frage ich mich, wo dann bitte
die Alternative im Herti ist? Für die
Rebells wurde ja noch nicht einmal der
provisorische Platz für die nächste Sai-
son realisiert.

Liebe Damen und Herren Politiker,
ich bin schwer enttäuscht, dass ihr das
Bedürfnis nach Sport und preisgünsti-
gen Wohnungen in Oberwil nicht
«Ernst» nehmt, ebenso den Volksauf-
trag, welchen ihr vom Stimmvolk mit 75
Prozent Ja-Anteil erhalten habt.

Ich bitte euch, eure Entscheidung
nochmals zu überdenken und jetzt
endlich eine Lösung für unsere sport-
begeisterten Oberwil Rebells zu finden.

SANDRA SCHMID, OBERWIL

Haben Adam und
Eva genascht?

Haben Adam und Eva wirklich
vom Apfelbaum genascht? «Klar»,
werden viele sagen, aber ich wür-

de ja nicht so eine Frage stellen, wenn
die Antwort nicht verblüffend wäre.
Denn es ist faszinierend, mit welchem
Eifer und welcher Hartnäckigkeit der
Bibel immer wieder Aussagen unter-
stellt werden, die dort gar nicht zu lesen
sind. Immer wieder wird kommentiert,
Adam und Eva hätten im Paradies von
einem verbotenen Apfel genascht. Auch
wenn das «Märchen vom Apfel» in
vielen Köpfen herumschwirrt – in der
Bibel steht nirgends, dass Eva und auch
Adam einen verbotenen Apfel gegessen
hätten – sondern sie assen verbotener-
weise eine Frucht vom Baum der Er-
kenntnis des Guten und Bösen. Es
heisst wörtlich nach der Übersetzung
Martin Luthers: «Und Gott der Herr
gebot dem Menschen und sprach: Von
jedem Baum des Gartens darfst du
nach Belieben essen; aber vom Baum
der Erkenntnis des Guten und Bösen,
davon sollst du nicht essen.»

(1. Mose 2,16–17). Entgegen Gottes
ausdrücklichem Verbot griffen die ers-
ten Menschen nach dieser Frucht der
Erkenntnis des Guten und Bösen. Sie
glaubten der Schlange und sprachen
damit gleichzeitig ihr Misstrauen Gott
gegenüber aus – und handelten damit
eigenmächtig und ohne Gottes Anwei-
sungen zu befolgen. Von allen übrigen
Bäumen im Garten – auch von den
Apfelbäumen – durften sie jedoch mit
Gottes Erlaubnis essen (siehe angefüg-
ten Bibelvers). Sie durften also Äpfel
naschen so viel sie wollten. Unglaub-
lich, was sich so allgemein festsetzt,
dass man es sogar im Religionsunter-
richt lernt.

EUGEN TSCHAMPER, UNTERÄGER I
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